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IM NAME}.I DES VOLKES

Urteil

In dern Rechtsstreit

.tl-j

Beklagten und Berufungsklägerin,

gr3gen

Prc zr:ssbevol I nrä r;hti gte :

Klägerin u nd Berufungsbeklagrte,

Rechtsanwälte Arens & Kordel, Stübelallee>

55, 01309 Dresden,

hat die 5. Zivilk;ammer des Landgerichts Bochum
auf die mündliche Verhandlung vom 30 11 .2A18
durch die Vorsi'tzende Richterin am Landgericht Sandmann, den Richter am
Landgericht Dr. Pense und den Richter am Amtsgericht Mußmann

für Recht erkannt:

Die Berufung der Beklagten gegen das am 25.05.2018'verkündete Urteil des
Amtsg erichts Herne-Wan n e wi rd z:u rückgewiesen .

Die Kosten des Berufungsverfahrens trägt die Beklagte.
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Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar.

Gründe:
(gem. S 540 Abs. 1 Satz 1 ZPO)

I

Dier Klägerin begehrt von der Beklagtern die Erstattung von Mietwagenkcsten nerch
einem Verkehr:sunfall. Auf die tatsächlir:fren Feststellungen des, Amtsgerichts Herne-
wernne in dem angefochtenen urteil vom 2s.0s zolg wird Bezug genommen.

Du'ch das der Beklagten am 0406.20111zugestellte Urteil hat das Amtsglericht cler
Klage vollumfiinglich stattgegeben urnd die Beklagte verurrteilt, die resgrchen
Miertwagenkostran von 855,71 € nebst Zinsen und we,itere vorgerichtf iche
Rer:htsanwaltsl'losten zu zahlen. Es hat hierzu ausgeführt, es selen dje tats;ächlichen
Kos;tr:n für die r\nmietung eines Ersatzfahrzeugs zu erstatten, vveil sich diese Kosten
von ursprÜnglic:h 1.269,75 € im Rahmen der sog. ,,schwacke-Liste" als ortsüblich
en'l'eisen wÜrdeln. Eine Internetrechercfre günstigerer Tarife und das Vorharlten eirer
Kreditkarte seien dem Unfallge:ichadigten nicht zumutbar Auf clie
Entsche id u ngsEtrrü nde des ang efochtene n urtei ls wird Bezu g geno m m-en,

Hiergegen richtret sich die am Q2.07.2018 eingelegte und am 06.08.201E begrünclerte
Berufung der Btlklagten, mit welcherr sie ihr erstinstanzli,:hes Begehren auf
Klageabwe i su ng we ite rverfolgt.

Wegen der weit(3ren Einzelheiten clers Sach- und Streitstandes wird auf
sitzungsniederschrlft des Landgerichts Bochum vom 30.11 .zo1B sowre
gew'echselten Schriftsätze nebst Anlagen verwresen.

Die Br-'rufung ist zulässig.

Die Berufung ist insbesondere fristgerercht am 06.08.2A18 begründet worden
zweimonatige Fnist des g520 Abs. 2ZFro lief, da der 04.08.20'lB ein Sam:stag
am Montag, den c)6.08.2018 ab (g 2zzzpo in Verbindung mit SS 1BB Abs.2,
BGEr),

die

die

il.

Die

war,

l:1.1

Entg;eEen der Ar.rffassung

worclen. Nach S 520 Abs.
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der Klägenn ist die Berufung auch formgerecht begründr:t
3 Satz 2 Nr. 3 ZPO muss die Berufr.rngsbegrundung dre
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Bezeichnung konkreter Anhaltspunkte enthalten, die Zweifel an der Richrtigkeit uncl

Vol.lstär'r'digkäit der Tatsachenfeststelh.rng in dem angefochtenen Urteil begrünrJerr

und deshalb eine erneute Feststellurrg gebieten. Durch diese Vorschrift wircJ der

Berufungsführr;r datzu angehalten, die Gründe genau zu bezeichnen, aus denerr er

dier erstinstanz:liche Tatsachenfeststellung für unrichtig hält. Es soll dariurch bloß

formelhaften Berufungsbegründungen entgegengewirkt und eine Beschränkung <Jes

Prrlzessstoffs im Berufungsverfahren erreicht werden (BGH, Urteil vom 09 03 2005 -
Vfll ZR 266il03 = NJW 2005, 1583). Diesen Anforderungen wird die

Berufungsbegründung vom 06.08.2018 gerecht. Die Beklagte wendet zumrndest
konkret gegen das erstinstanzliche Urteil ein, dass es die vorgetragenen Tatsachen
insbesondere 'in Bezug auf die benannterr Alternativangebote für Mietwragen nicht
be rtlcksichtigt lr abe.

Dier lJerufung is;t jedoch unbegründet,

Das Amtsgericrht hat die Klage im Ergebnis zu Recht abgewiesen.

Dier Klägerin hat einen Anspruch aus abgetretenem Recht auf Zahlung der restlichen
Miehrrragenkosterr in Höhe von 855,71 € gegen die Beklagte aus $$ 7 Abs. 1 St\/G,
11ti '/vG, 399 BGB.

Dier lSrundsätzliche vollumfängliche Haftung der Beklagten isli durch diese rnit rjer

Berufung nicht angegriffen worden unci die Feststellungen hierzu daher gem. g 5i29

Ab,s. 1 ZPO bindend.

Naclr ständiger lröchstrichterlichef Rechtsprechung kann der Geschädigtte gernäß

S 249 Abs. 2 S;atz 1 BGB als erforderlichen Herstetlungsaufwand i:rsatz ,Jer

Mietwagenkosten verlangen, die ein verständiger, wirtschaftlic,h denkendr=r Mensch
in <Jer Lage der; Geschädigten für zweckmäßig und notwendig halten darf. Nach dem
aus; dem Grundsatz der Erforderlichkerit hergeleiteten Wirtschaftlichkeitsgebot kernn

der Geschädigte für die Anmietung eines vergleichbaren Ersatzfahr2:eugs \/on
mehreren auf dem örtlich relevanten Markt - nicht nur flrr Unfallgeschädigter -
erhältlichen Tarifr:n grundsätzlich nur tien günstigeren Mietpreis als zur F{erstellr"rng

objel<tiv erforderlich ersetzt verlangen, Darüber hinausgeh,g[rd€, bei gebotener
wirlsahaftlicher Eletrachtungsweise nicht erforderliche Mietwagenkosten kann,ler
Geschädigte aus dem Blickwinkel der subjektbezogenen Schiadensbetrachtung nur
dann ersetzt verlangen, wenn er darlegt und erfordertichenfalls beweist, dass ihm
unler Berücksichtigung seiner individuellen Erkenntnis- und Einflussmöglichkeiten
sor,vie der gr3rade für ihn bestel'renden Schwierigkeiten unter zumutbairen
An:stnengungenr auf dem in seiner Latge zeitlich und örtlich relevanten lVlarkt kein
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wesentlich gürrstigerer Normaltarif zuglänglich war (insbesonCere BGH, Urterl v,:m

18.12.2012 -\1'l ZR 316111 = NJW 201;3, 1539),

lm konkreten lEinzelfall ist nach Auffassung der Kammer nach den zugrunde zu

legenden Tatsachen festzustellen, dass dem Geschädigten, dessen abgetretene

Anrsprrüche die Ktägerin geltend macht, kein günstigerer Tan{ zugänglich war. Die

Leistung einer Barkaution oder einer Kreditkarte ist auch n;rch dem Vcftrag der

Beklagterr selbst Voraussetzung einer Annrietung eines MietWagens zu den von ihr

genannten günstigeren Konditionen (r,rgl. Schriftsatz vom 1210.20'17, E]1. 33 der

Gerichtsakte). Die Klägerin hat erstinstanzlich mit Schriftsatz .'rom 09 11 .'2017 at>er

vorgetragen, dass der Geschädigte pelrsönlich und wirtschaftlich nicht in der Lage

ge\Mesen sei, die Mietwagenkosten eines Mietwagens der Gruppe 7 vorzufinanzieren

oder diese mit einer Kreditkarte zu sicrhern Es sei diesem auch ntcht zunrutbar

ge\Mesen, etwaige Rircklagen aukubrauchen oder zu blockieren Dier;er V'ortrag cier

Klägerin gilt gem, S 138 Abs. 3 ZPO als zugestanden. Die Beklagte hat diesen nlr:ht

bestritten. Nach dem Schriftsatz vom 0$ '11.2017 hat die Beklagte mit Schriftsatz vonr

04.12.2017 nLtr noch darauf hingev,riesen, dass die Klägerin hinsichtlich der

Unzugärrglichkreit des gtrnstigeren Taril's darlegungs- und beweisbelastet s;ei und ihr

dies rticht gelirrge, ohne jedoch überhaupt in Abrede zu stellen, dass der Kläger

keine Barkautiorr stellen und auch keine Sicherheit in Form einer l(reditkarte

beibringen kann. In dem Hinweis auf ilie Darlegungs- und Beweislast ist jedenfalls

kein Bestreiten zu sehen, zumal die Beklagte weite Teile des klägerischen Vortrages

im Übrigen sehr clezidiert bestritten hat.

Da die tatsächlichen Kosten sich zurnindest im Rahmen des Mietpreisspiegels der

Firrn:a Schwacl:e halten und mithin nicht ersrchtlich überteuert sind, kommt es auf ,lie

Frerge der Erforderlichkeit der Kosten irn Rahmen des S 249 BGB nicht an wobei ,lie

Kammer in diesem Zusammenhang aursdrücklich darauf hinweist, dass hierin keine
An'Jerung ihrer bisherigen Rechtsprechung liegt. dass für den f:all der Nobruendigf:ert

einer Schätzung der Mietwagenkosten im Normaltarif nach $ 287 ZPO gnrndsätzlich

die Erhebungern des Fraunhofer IAO (,,Fraunhofer-Liste") wegen durchgreifen<Jer

Berlenken gegen die Schwacke-Liste zugrunde zu legen sind.

Der Zinsansprucl'r folgt aus SS 291, 2BB Abs, I BGB

Der Anspruch auf Erstattung vorgerichtlicher Rechtsanwaltr;kosten der Kläge'rin

ergibt sich au:s $$ 280 Abs 1, Abs.2, 286 Abs. 1 BGB Die Feststellung cles

Veirzuges durch das Amtsgericht ist nar:h S 529 Abs 1 ZPO nicht angegriffen worclen
und bindend. Der Höhe nach sind die Gebühren nach RVG nach einrsm
Gegenstandswert von 855,71 € nicht zu beanstanden.

-'1
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Die, KostenehtsctreiOung folgt aus g 97 Abs 1ZpO.

Die Entscheidung uber die vorläufige Vcllstreckbarkeit beruht ar-rf $g 708 Nr. 10,7 j1,
713i ZPO.

Die Zlulassung der Revision ist mangeks Vorliegens der Voraussetzungen des $ 543
ZPO nicht veranlasst.

"".ndn "nn .._ Richter am l_andgericht Mußrnann
Dr. Penrse ist urlaubsbedingt
verhindeft zu unterschreiben.

Sandmarnn
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BNU
Bundesverbondes der r\uioverrnieter Deutschlonds e.V.

Sc hlogworte Urteilsdotenbo nk

i r Anmietung oußerholb Öffnungszeiien : Wettbewerbsrecht/-verstoß

i-l Aufklörungs;pf icht Vermieter :l Zustellungi Abholung

i l Pouscholer Aufschlog für Unfollersotz i-' Winterreife,n

t' Direktvermittltrng :I Novigolion

i,r EE Eigenersoornis-Abzug i, Automotik

),./l
Xl Erkundigunr3spflicht iI Anhöngerl<upplung

' Geringfügig;keritsgtenze (gefohrene knr) FohrschulcrusrÜsiurg

f,, Zusotzfohrel i.. Kein Mittelwerl Frclunhofer-Scfrv'rocke

Y2^
li S.n*ocke-Mi,etpreisspiegel ,, Mittelwert Frcunhofer-Schwo::k,:

-zl -I: Frounhofer-Mieipreisspiegel '' Unfollersolztorif'\|
i. Gutochten ll Anspruchsgrund

I Mietwogendouer ; Sonstiges

' NA Nutzung;scrusfoll ? Internetclngebote
!

l'
ll Recntsonwoltskosten i Ortliche ZustÖndigkeit-\|
r. Zugönglichkeit , l Not- und E:ilsituotion

: HoftungsreCuzierung/Versicherung , DAT

i , Aktivlegitirnotion / RDG / Bestimmtheir'der ' Verjöhrung der Mietzinsforderung
Abtretung

. Polizeiklousel
' r Selbstfohrervermietfohrzeug

i-, Zeugengel:i

i',) Grobe Foh'lö:;sigkeit

:, Schodenminclerungspflicht

beorbeiett, ggf . ononymisiert. kotego rtsterr, dtgifoltsierl uncl zur Ver-f ü9rung gesfe//i vom ßEtV


